
Vorwort

Deutschland ist ein Einwanderungsland

Deutschland ist ein Einwanderungsland und laut Grundgesetz, Artikel 16a, Absatz 
1, auch ein Land, in dem politisch Verfolgte Asylrecht genießen. Am 21.01.2015 
stellte der Bundesinnenminister Thomas de Maizière den Migrationsbericht 2013 
mit den Worten vor: „Der Bericht macht deutlich, dass Deutschland im Hinblick 
auf die Zuwanderung gut aufgestellt ist“ (Quelle: bmi.bund.de). Das scheinen die 
Demonstrantinnen und Demonstranten, die seit Herbst 2014 auf die Straße gehen, 
um als „Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes“ (Pegi-
da) zu demonstrieren, offenbar ganz anders zu sehen. Auf den Plakaten, die die 
Pegida-Leute (und wie sie alle heißen) mit sich führten, wurde nicht nur gegen 
den Islam und gegen eine verfehlte Einwanderungs- und Asylpolitik gehetzt. Die 
Leute sollen auf die Straße gehen, weil sie – so liest man auf der Facebook-Sei-
te von Sügida (dem südthüringer Pegida-Ableger) – die „Schnauze voll haben, 
von den Lügenmärchen und den etablierten Parteien“. Auch von „Lügenpresse“, 
„Lügenpropaganda“ oder von deutschen Spitzenpolitikern, die ihr eigenes Volk 
verachten, ist auf den Facebook-Seiten der Pegida-Bewegungen die Rede. Nun 
werden bekanntlich Begriffe wie „Systemmedien“ oder „Lügenpresse“ gern von 
den rechtspopulistischen und rechtsextremen Szenen gebraucht, um die scheinbare 
„Gleichschaltung“ der Massenmedien im heutigen Deutschland zu kritisieren. Die 
Herkunft dieser Begriffe sollte auch den Pegida-Anhängern bekannt sein: In den 
1920er Jahren nutzten die Nationalsozialisten diese Begriffe, um die linke und die 
ausländische Presse zu diffamieren. Mit anderen Worten: Die patriotisch-euro-
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päischen Protagonisten1 wissen, was sie sagen und tun. Es geht ihnen nur vorder-
gründig um den Kampf gegen eine „Islamisierung des Abendlandes“. Tatsäch-
lich stellen sie die demokratische Verfasstheit dieses Landes und seinen Status 
als Einwanderungsland in Frage und sind insofern die eigentliche Bedrohung der 
Zivilisation.

Auch wenn die Demonstrationsbereitschaft dieser Leute rapide abgenommen 
hat und sich Anfang 2015 in vielen Teilen Deutschlands ein breiter Widerstand 
gegen die islamfeindliche Pegida-Bewegung formierte und Tausende für mehr 
Weltoffenheit auf die Straße gingen, bleibt die Frage: Was wollen die „patriotisch-
europäischen“ Islamgegner und wer sind sie? Verweisen die Demonstrationen gar 
auf neue Formen des Rechtsextremismus und Rechtspopulismus? Wie sehen diese 
neuen Formen aus und was kann man dagegen tun?

Mit diesen und weiteren Fragen beschäftigen sich die Beiträge des vorliegenden 
Sammelbandes. 

Die Bewegungen, die sich entweder Pegida, Nögida, Dügida, Sügida oder mit 
anderen recht kuriosen Namen bezeichnen, könnten eigentlich aus Sicht der Sozial-
wissenschaftlerinnen und -wissenschaftler als analytische Sternstunde betrachtet 
werden. Nun scheint sichtbar zu werden, was bisher im scheinbaren Dunkel ano-
nymer Befragungen verschwand. Die 5-6% Antisemiten in Deutschland oder die 
5-7% Rechtsextreme oder die 17-22% Ausländerfeinde, wie aus einschlägigen so-
zialwissenschaftlichen Analysen abzuleiten war, gibt es in Deutschland schon seit 
Jahren. Aber so richtig wahrgenommen wurden sie selten. Denn: so genau scheint 
man es dennoch nicht zu wissen, wenn man sich nur auf herkömmliches sozialwis-
senschaftliches Instrumentarium (also auf Befragungen) verlässt. Jetzt kann man 
sie sehen, kann auf Facebook ihre Vorlieben oder Hobbys anschauen usw. Also: 
Das, was sich da auf den Pegida- oder Sügida-Demonstrationen zeigt, ist nicht neu. 

Parallel dazu stieg die Anzahl rassistischer Angriffe auf Flüchtlingsunterkünf-
te 2014 stark an (Dernbach, 2015). Im Vergleich zum Vorjahr 2013, hat sich die 
Zahl der Angriffe mehr als verdreifacht; allein 67 Angriffe ereignete sich zudem 
im letzten Quartal 2014. Unter den insgesamt 150 registrierten Attacken waren 
Brand- und Sprengstoffanschläge, Angriffe auf deren Bewohner und volksverhet-
zende Parolen. 

Nun gilt es allerdings auch zu differenzieren: Unter den Pegida-„Wutbürgern“ 
waren nicht nur Rechtsextremisten, Rechtspopulisten oder Anhänger der AfD. 
Auch Menschen, die sich bedroht fühlen oder Angst vor etwas haben, das sie 

1 Personenbezogene Bezeichnungen werden im vorliegenden Band der besseren Lesbar-
keit wegen, wenn nicht anders hervorgehoben, in der männlichen Form wiedergege-
ben.
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kaum aus eigener Erfahrung kennen, nahmen an den Pegida-Demonstrationen 
teil. Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit wird nicht nur von „randständigen“ 
Personengruppen geäußert, sondern  ndet sich auch in der „stabilen Mitte“, wie 
Wilhelm Heitmeyer und Kollegen oder Oliver Decker, Johannes Kiess und Elmar 
Brähler in ihren repräsentativen Studien seit 2002 bis 2014 zeigen konnten.

In welchem Verhältnis stehen nun aber die gruppenbezogene Menschenfeind-
lichkeit, der Rechtspopulismus und Rechtsextremismus? Auch um diese Frage 
geht es im vorliegenden Band.

Theoretische Unschärfen und der Rechtsextremismus 
in der Mitte der Gesellschaft

Rechtsextremistische Orientierungen setzen sich nach Heitmeyer et al. (1992) aus 
einer Ideologie der Ungleichheit bzw. Ungleichwertigkeit und der Gewaltaf  ni-
tät (bis hin zu gewalttätigem Handeln) zusammen. Beide Dimensionen wurden in 
einschlägigen Publikationen (auf die im vorliegenden Band ausführlich eingegan-
gen wird) durch Subdimensionen mit verschiedenen Facetten untergliedert und 
operationalisiert. Leserinnen und Leser werden sich erinnern, nach anfänglicher 
Euphorie und umfangreicher Rezeption gerieten in den 1990er Jahren sowohl die 
Heitmeyersche Rechtsextremismus-De  nition als auch der von ihm und Kollegen 
vorgelegte Erklärungsansatz in die Kritik. Nicht zuletzt angesichts der ungelösten 
De  nitionsprobleme wurde von einigen Forschern mit überwiegend politikwis-
senschaftlicher Ausrichtung Anfang der 2000er Jahre eine „Konsensde  nition“ 
vorgeschlagen. Rechtsextreme Einstellung solle in sechs Dimensionen gemessen 
werden: „Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur“, „Chauvinismus“, „Aus-
länderfeindlichkeit“, „Antisemitismus“, „Sozialdarwinismus“ und „Verharmlo-
sung des Nationalsozialismus“. Die auf dieser Basis entwickelte Skala zur Messung 
von rechtsextremen Einstellungen wurde in mehreren Studien eingesetzt, zuletzt 
in den Mitte-Studien von Decker, Kiess und Brähler (2014), in der Studie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung „Fragile Mitte – Feindselige Zustände“ (Zick & Klein, 
2014) und im Thüringen-Monitor 2014 (Best, Niehoff, Salheiser & Salomo, 2014). 
Die „Konsensde  nition“ lehnt sich zwar an der o. g. Rechtsextremismus-De  nition 
von Heitmeyer und Mitarbeitern an, greift aber nur eine der zwei Dimensionen – 
die „Ideologie der Ungleichwertigkeit“ auf. Auch im Langzeit-Projekt Gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit (Heitmeyer, 2002 bis 2012) sollte von Anfang 
an – vergleichbar mit der o. g. „Konsensde  nition“ – „nur“ eine der Dimensionen 
empirisch beobachtet werden, die in der ursprünglichen Rechtsextremismus-De-
 nition genannt sind – eben die Facetten (oder Elemente) der Ideologie der Un-



12   Vorwort

gleichwertigkeit. Sowohl die Befunde der Mitte-Studien als auch und besonders 
die Ergebnisse aus dem Projekt Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF) 
haben die scheinbare Unterscheidung zwischen den brutalen Rechtsextremisten 
einerseits und der angeblich humanen Bevölkerung andererseits aufgelöst und auf 
grundsätzliche Gefährdungen der deutschen Gesellschaft aufmerksam gemacht. 
Die Erweiterung der wissenschaftlichen Perspektive war wichtig und notwendig, 
hatte aber auch zur Folge – und das ist die These der Herausgeberinnen und Her-
ausgeber – dass die Gefährdung der Gesellschaft durch die sich in den letzten zwei 
Jahrzehnten neu organisierenden rechtsextremen Milieus und Bewegungen nicht 
primär im Fokus der wissenschaftlichen Analyse und Erklärung stand. Auf ein 
politisches Problem dieser Fokussierung verweist Anetta Kahane: 

„Das Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit hat den entschei-
denden Vorteil, dass es deutlich macht, dass GMF nicht ausschließlich ein unter 
Rechtsextremisten verbreitetes Phänomen ist, sondern – die statistischen Erhebun-
gen zeigen das – in allen gesellschaftlichen Gruppen vorkommt. Zugleich kann dies 
allerdings zu einer Entpolitisierung des Kampfes gegen den Rechtsextremismus füh-
ren“ (Kahane, 2012, S. 307f.).

Müssen die Rechtsextremismusforscherinnen und -forscher vor diesem Hinter-
grund möglicherweise ihre analytischen Instrumente schärfen? 

Der Nationalsozialistische Untergrund

Im November 2011 wurde die rechtsterroristische Gruppierung Nationalsozialis-
tischer Untergrund (NSU) aufgedeckt. Fast 14 Jahre waren Mundlos, Böhnhardt 
und Zschäpe untergetaucht. Zuvor waren die drei in der rechtsextremen Jenaer 
Jugendszene und im rechtsextremen „Thüringer Heimatschutz“ aktiv, nahmen an 
rechtsextremen Demonstrationen in Jena, Dresden und anderswo teil und bauten 
Bomben. Gefahndet wurde nach den drei Personen noch bis Anfang der 2000er 
Jahre. Seit dem 6. Mai 2013  ndet in München der Prozess zu den Mordtaten des 
Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) statt. Angeklagt sind Beate Zschäpe, 
die einzige Überlebende des Mordtrios, sowie vier mutmaßliche Helfer und Unter-
stützer des NSU. Die Anklage gegen Beate Zschäpe lautet Mittäterschaft in zehn 
Mordtaten, schwere Brandstiftung und Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver-
einigung. Ermordet wurden – so die Anklage – acht türkischstämmige und ein 
griechischer Kleinunternehmer sowie eine Polizistin. Am 7.6.2014 schreibt DER 
SPIEGEL, dass seit Bekanntwerden der NSU-Morde rund 700 Tötungsverbrechen 
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durch die Ermittlungsbehörden auf ein rechtsextremes Tatmotiv überprüft werden 
(Baumgärtner, Röbel & Winter, 2014, S. 34). DER SPIEGEL fragt in diesem Zu-
sammenhang: „Gab es weitere Mörderbanden nach dem Muster des NSU? Oder 
gehen womöglich noch mehr Taten auf das Konto der Rechtsextremen Uwe Mund-
los, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe?“ (Baumgärtner, Röbel & Winter, 2014, 
S. 34). Nach den Recherchen des Opferfonds CURA der Amadeu Antonio Stiftung 
kamen seit 1990 bis 2013 184 Menschen durch die Folgen menschenfeindlicher 
Gewalt ums Leben (Erkol & Winter, 2013). Die nach dem November 2011 be-
kannt gewordenen Fahndungspannen, das Vernichten von Akten bei Polizei und 
Verfassungsschutz, die möglichen rechtsextremen Unterstützerinnen und Unter-
stützer des Terror-Trios und dessen Kontakte zum Verfassungsschutz beschäftigen 
noch immer Untersuchungsausschüsse auf Länder- und Bundesebene. Und so ist es 
nicht verwunderlich, dass die Morde des NSU, seine Vernetzung mit inländischen 
und ausländischen rechtsextremen Bewegungen und die Kontakte des NSU zum 
Verfassungsschutz schließlich und noch immer irritieren, verstören, hil  os und 
wütend machen können.

Gegenwärtig arbeiten in Hessen, Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen 
parlamentarische Untersuchungsausschüsse zu den zahlreichen noch ungeklärten 
Fragen wie etwa den Umständen des Mords an der Polizistin Michèle Kiesewetter 
oder den auffälligen Verbindungen des hessischen Verfassungsschutzes zu dem 
Mord an Halit Yozgat in Kassel. Der politische Wille für die notwendige Auf-
klärung ist allerdings begrenzt. In Hessen konnte der Ausschuss nur gegen den 
Willen der schwarz-grünen Regierung eingesetzt werden, die argumentierte, der 
Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestags hätte bereits alle Fragen ge-
klärt. Aber ist das wirklich so? 

Nein, der Vorhang ist nicht geschlossen; nach wie vor sind viele Fragen offen. 
Das zeigen die in diesem Band versammelten Beiträge.

Überblick über die Inhalte dieses Sammelbandes

Ein großer Teil dieser Beiträge geht auf die 27. Jahrestagung Friedenspsychologie 
zurück, die Ende Juni 2014 unter dem Titel „Nationalsozialistischer Untergrund, 
Rechtsextremismus und aktuelle Beiträge der Friedenspsychologie“ in Jena an der 
Friedrich-Schiller-Universität stattfand. Um die damals angestoßenen Debatten 
weiterzuführen und nach Antworten auf die vielen offenen Fragen zum Rechtsex-
tremismus, zum Rechtspopulismus und zum NSU zu suchen, bieten die Buchbei-
träge sehr vielfältige Anregungen aus theoretischen, empirischen und praktischen 
Perspektiven. Diese Perspektiven sind keinesfalls vollständig. Wie könnten sie 
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das auch sein. Überdies dokumentieren die Beiträge auch die Vielfalt, die Unter-
schiedlichkeit und manche Widersprüchlichkeit in und zwischen den Sicht- und 
Handlungsweisen im Umgang mit dem Rechtsextremismus. 

Im Kapitel 1 legen die Herausgeberinnen und Herausgeber ein zusammen-
fassendes, quantitatives und qualitatives Review der deutschsprachigen und 
internationalen psychologischen und sozialwissenschaftlichen Forschung zum 
Rechtsextremismus in den Jahren 1990 bis 2013 vor. Aufbauend auf wissen-
schaftstheoretischen Grundlagen werden wissenschaftliche Publikationen zum 
Rechtsextremismus in ihrem Umfang und ihren theoretischen und empirischen 
Inhalten gesichtet und jeweils zentrale Forschungsfragen, De  nitionsansätze, er-
klärende Theoriegebäude und Untersuchungsdesigns beispielhaft dargestellt und 
De  zite aufgezeigt.

Das Kapitel 2 behandelt „Unschärfen, Befunde und Perspektiven“ der gegen-
wärtigen und künftigen Rechtsextremismusforschung. Im ersten Beitrag dieses 
Kapitels zeigt Matthias Quent quellenreich auf, dass der Rechtsextremismus im 
Osten Deutschlands eine Geschichte hat, die bereits vor 1989 begann, aber weder 
ein originär ost- noch ein einzig westdeutsches Phänomen darstellt. Monokausale 
Erklärungsansätze, in denen von einem „Sonderfall Ost“ und einem „Normalfall 
West“ die Rede ist, sind zwar populär, aber unzureichend.

Kurt Möller beschäftigt sich in seinem Beitrag „Rechtsextremismus und pau-
schalisierende Ablehnungen – alte Probleme mit neuen Herausforderungen“ 
zunächst mit dem schon erwähnten Problem der begrif  ichen Unschärfen, um 
anschließend die wichtigsten Befunde der letzten Jahre über das Ausmaß rechts-
extremer Tendenzen in Deutschland und deren Entwicklungen zu analysieren. 
Letztlich – so Kurt Möller – ist der Rechtsextremismus ein strukturelles und kein 
konjunkturelles Problem.

Heinrich Best nimmt die Befunde des Thüringen-Monitors, eine seit 2000 jähr-
lich statt  ndende repräsentative Bevölkerungsbefragung zur politischen Kultur im 
Freistaat Thüringen, zum Anlass, um die bereits im Beitrag von Matthias Quent 
aufgeworfene Frage zu beantworten, ob es sich beim Rechtsextremismus im inner-
deutschen Vergleich um ein spezi  sch ostdeutsches Phänomen handelt. Die Befun-
de, die der wissenschaftliche Leiter des Thüringen-Monitors präsentiert, scheinen 
einer solchen Antwort zumindest nicht zu widersprechen. 

Im vierten und letzten Beitrag dieses zweiten Kapitels präsentieren Wolfgang 
Frindte und Daniel Geschke eine neue sozialpsychologische Theorie – die „Theo-
rie eines identitätsstiftenden politischen Fundamentalismus“ -, mit der eine er-
weiterte theoretische, empirische und potentiell auch praktische Perspektive auf 
rechtsextreme Tendenzen verbunden ist. Rechtsextremismus wird zunächst als 
Triple-Phänomen (Dreikomponenten-Ansatz) konzipiert: als fundamentalistische 
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Ideologie (der Ungleichwertigkeit), durch die Gewaltpotentiale (Gewaltakzeptanz, 
-bereitschaft und -handeln) und negative Gruppenemotionen legitimiert werden 
können. Die soziale Identität als Identi  kation mit relevanten (rechtsextremen) 
Bezugsgruppen fungiert dabei als Mediator zwischen diversen Kontextbedingun-
gen und der fundamentalistischen Ideologie der Ungleichwertigkeit, den Gewalt-
potentialen und den Gruppenemotionen. Um diese Mediatorfunktion empirisch 
nachzuweisen, greifen die Autoren schließlich auf Sekundäranalysen eigener Stu-
dien zurück, die im Zeitraum von 1998 bis 2011 durchgeführt wurden. 

Kapitel 3 widmet sich dem „Nationalsozialistischen Untergrund“ und vor allem 
auch seinem gesellschaftlichen, historischen und institutionellen Kontext aus ver-
schiedenen Perspektiven: historisch, entwicklungssoziologisch, journalistisch-kri-
minalistisch, politikwissenschaftlich, sozialkonstruktivistisch und künstlerisch. 

Zunächst analysiert Stefan Heerdegen als Mitarbeiter der Mobilen Beratung in 
Thüringen „MOBIT“, einer Beratungsstelle zum praktischen Umgang mit extrem 
rechten Erscheinungsformen, in seinem Text den Kontext der Entstehung und der 
späteren Taten des NSU. Er beschreibt die Thüringer neonazistische, extrem rechte 
und Kameradschaftsszene der 1990er Jahre und führt auch für die nachfolgenden 
Jahre die personelle und strukturelle Einbindung des NSU-Trios in neonazistische 
Netzwerke wie den „Thüringer Heimatschutz“ oder „Blood & Honour“ detailliert 
aus. Sein Beitrag verweist auf die Kontinuität in rechter Ideologie, Organisierung 
und Gewalt bis zur Mordserie des NSU und sieht in letzterer keine wirklich über-
raschende oder neue Qualität.

Im zweiten Text dieses Kapitels fokussiert Heike Würstl aus einer biogra  e-
forschenden, entwicklungssoziologischen Perspektive auf den individuellen Wer-
degang eines Kernmitglieds des NSU. Im Rahmen dieser lebenslauforientierten 
Rechtsextremismusforschung versucht sie anhand objektiver Lebensdaten von 
Uwe Böhnhardt zu erklären, welche individuellen, familiären, historischen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen seinen Weg zum rechtsextremen Mörder 
erklären können. Sie konstatiert im theoretischen Rahmen eines Desintegrations-
ansatzes (Anhut & Heitmeyer, 2007) Böhnhardts individuelle Unfähigkeit, seine 
vielfältigen Anerkennungsde  zite zu kompensieren. Die rechtsextreme Ideologie 
und die vermeintliche Verantwortung der Nichtdeutschstämmigen für sein Schei-
tern ermöglichten es ihm demnach, ein positives Selbstbild aufrechtzuerhalten und 
die Gewaltexzesse des NSU vor sich selbst zu rechtfertigen. 

Im dritten Abschnitt „Der Verfassungsschutz und der NSU“ beschäftigt sich 
der Journalist Dirk Laabs mit dem Umgang staatlicher Behörden mit rechtster-
roristischen Bedrohungen. Akribisch recherchiert (vgl. auch Aust & Laabs, 2014) 
dokumentiert er – u. a. mittels zahlreicher Zitate aus den Untersuchungsberich-
ten verschiedener NSU-Ausschüsse und durch historische Referenzen –, dass das 
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Bundesamt und auch die Landesämter für Verfassungsschutz keinesfalls „auf dem 
rechten Augen blind“ waren. Im Gegenteil: auf Grund zahlreicher V-Männer und 
Spitzel waren sie bestens informiert und rechter Terror wurde bereits vor und in 
den 90er Jahren antizipiert und für möglich gehalten. Er beschreibt auch die Kon-
kurrenz zwischen verschiedenen Behörden (wie den Bundes- und Landeskrimi-
nalämtern und den Verfassungsschutzbehörden), welche sich bis hin zur Sabotage 
polizeilicher Arbeit bei der Verfolgung der Rechtsterroristen auswuchs; und auch 
das Versagen der Thüringer Justiz. Für die Verfassungsschützer ging dabei (und 
geht teilweise bis heute) „Quellenschutz vor Strafverfolgung“, wodurch nicht nur 
die neonazistische Szene deutschlandweit gestärkt, sondern auch die Festsetzung 
der Rechtsterroristen des NSU mehrfach verhindert wurde. Ohne die Unterstüt-
zung rechtsextremer Strukturen durch die Verfassungsschutzbehörden und die 
gezielte Ignoranz zahlreicher Hinweise auf den NSU hätte die militante Neonazi-
szene viel früher kontrolliert oder zerschlagen und die Morde des NSU vielleicht 
sogar verhindert werden können. Nicht zuletzt beschreibt Laabs auch für die Zeit 
nach dem Auf  iegen des NSU die systematische Aktenvernichtung und damit kri-
minelle Verschleierung der staatlichen Verwicklung in rechtsextreme Strukturen, 
welche bisher kaum personelle Konsequenzen hatte. Sein Beitrag verweist auf vie-
le offene Fragen zur Verbindung von staatlichen Behörden und Rechtsextremen. 
Die Opfer des NSU, ihre Angehörigen und auch die Gesellschaft insgesamt haben 
ein Recht auf die Aufklärung dieser Fragen, wobei zum Erhellen der Wahrheit ein 
langer Atem gefragt ist.

Im vierten Text dieses Kapitels analysiert Thomas Grumke aus einer politikwis-
senschaftlichen Perspektive „Prozesse und Strukturen der Verfassungsschutzämter 
nach dem NSU“. Er beschreibt sehr detailliert die Strukturen und das Personal die-
ser Ämter und führt aus, wie sich ihr Image im Laufe der NSU-Affäre von einem 
„Frühwarnsystem der Demokratie“ bis hin zu einer „Gefahr für die Demokratie“ 
entwickelt hat. Die Verantwortlichen entziehen sich der Verantwortung und deren 
Inkompetenz ist nicht nur individuell, sondern auch strukturell bedingt, z. B. gibt es 
keine einheitlichen Personalauswahl-, Ausbildungs- und Fortbildungsstandards und 
einen eklatanten Mangel an sozialwissenschaftlicher Analysekompetenz innerhalb 
der für den Rechtsextremismus zuständigen Ämter. Eine penible Untersuchung von 
analytischen Fehlern und fachlichen und praktischen Versäumnissen staatlichen 
Handelns hält er für dringend geboten, hier sieht er die verschiedenen Untersu-
chungsausschüsse in der P  icht. Er mahnt, dass, wenn man die Verfassungsschutz-
behörden für ein zentrales Element der wehrhaften Demokratie hält, man diese 
demnach auch in einen entsprechenden personellen und materiellen Stand verset-
zen müsse. Ernüchternd konstatiert er aber, dass deren strukturelle Neuausrichtung 
oder Neujustierung bisher überhaupt nicht in Sicht ist. Da Rechtsextremismus ein 
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gesamtgesellschaftliches Problem ist, sieht er auch alle in der P  icht, damit erfolg-
reich umzugehen: „Aufgeklärte Bürgerinnen und Bürger sind das Fundament einer 
demokratischen Kultur und so der beste Verfassungsschutz“.

Im fünften und letzten Abschnitt des dritten Kapitels beschreiben Franz Knop-
pe und Maria Gäde als Kunstaktivisten und Mitglieder der Gruppe „Grass Lifter“ 
(also die, die das Gras ausgraben) ihre „Künstlerische(n) Interventionen zum NSU 
im öffentlichen Raum in Sachsen“. Auf einer system- und kommunikationstheore-
tischen Perspektive aufbauend fragten sie sich zunächst, wie die sächsische Bevöl-
kerung und lokale Behörden nach der Aufdeckung des NSU damit umgingen, dass 
die Rechtsterroristen jahrelang unter ihnen gelebt hatten und identi  zierten hier 
sehr starke Verdrängungsmechanismen. Um diese zu durchbrechen, zur Re  exion 
anzuregen und Diskurse auszulösen führten sie – inspiriert u. a. von den groß-
artigen „THE YES MEN“ um Andy Bichlbaum (vgl. http://theyesmen.org) – vier 
verschiedene, sehr symbolkräftige und medienwirksame künstlerische Interven-
tionen im öffentlichen Raum durch. Im Text beschreiben sie diese Kunstaktionen, 
unterlegt mit aussagekräftigen Bildern, sowie deren Logik und Grundprinzipien, 
ihre künstlerischen Motivationen, Ansätze, Taktiken, Prinzipien, Theorien und 
gruppendynamischen Prozesse, sowie die gesellschaftlichen Reaktionen darauf. 
Mit einem Schmunzeln nimmt man als Leser oder Leserin erfreut zur Kenntnis, 
wie es ihnen durch diese relativ unaufwändigen künstlerischen Aktionen gelungen 
ist, das vor Ort herrschende politische Meinungsvakuum mit künstlerischen Mit-
teln zu füllen und somit einen Beitrag zum Umkonstruieren unserer immer sozial 
konstruierten Realität zu leisten.

In Kapitel 4 werden gesellschaftliche Reaktionen zum Rechtsextremismus aus 
verschiedenen Perspektiven vorgestellt. Hier kommen Praktikerinnen und Prakti-
ker zu Wort, die Medienberichterstattung und Reaktionen von Politikerinnen und 
Politikern auf diese werden analysiert und das Potenzial des politischen Kabaretts 
diskutiert. Dabei werden aktuelle Bezüge hergestellt, z. B. was Satire ist und darf – 
im Hinblick auf die Mohammed-Karikaturen – und welche Protestmotivation hin-
ter der Teilnahme an Pegida-Demonstrationen steckt. Die Problematik der statisti-
schen Erfassung politisch motivierter Kriminalität wird anhand of  zieller Zahlen 
und erweiternder Fallanalysen von Todesopfern rechtsextremer Gewalt diskutiert. 

Annetta Kahane eröffnet das vierte Kapitel als Praktikerin, schildert verschie-
denste Szenen aus dem Osten und dem Westen Deutschlands und versucht damit 
ein Bild zu zeichnen, was Rechtsextremismus heute ist und wie er entstand. Die 
Gefahr sieht sie vor allem in der Synthese von nationalrevolutionären militanten 
und populistisch rassistischen Bewegungen, die in Deutschland probiert wird. 
Deshalb sollte die erste Praxis die des Schutzes von Minderheiten sein sowie die 
Zusammenarbeit von allen gesellschaftlichen Bereichen. 
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Britta Schellenberg analysiert in ihrem Artikel die mediale Thematisierung 
von Rechtsextremismus und Rassismus sowie die Debattenbeiträge von Akteuren, 
die an der Medienberichterstattung Kritik üben und setzt diese in Beziehung zu 
ihren jeweiligen Normvorstellungen und Problemwahrnehmungen. Dafür betrach-
tet sie den konkreten Fall „Mügeln“ und die öffentliche Debatte darüber. Ziel der 
empirischen Analyse ist es, problematische Strukturen jenseits des Neonazismus 
aufzuzeigen, die grundlegende Herausforderungen für eine demokratische Aus-
einandersetzung und die Strategieentwicklung im Bereich „Rechtsextremismus“ 
und „Rassismus“ markieren.

Dorina Feldmann, Christoph Kopke und Gebhard Schultz widmen sich im 
darauffolgenden Beitrag der Frage des tatsächlichen Ausmaßes rechter Gewalt, 
speziell anhand der Zahl der Todesopfer. Dafür stellen sie Auszüge aus ihrem For-
schungsprojekt vor und erläutern anhand einiger Beispiele, welche Fälle nicht sta-
tistisch in dem Bereich „Politisch motivierter Kriminalität – rechts“ erfasst werden 
aber anhand verschiedener Gutachten eindeutig als solche zu kategorisieren sind. 
Letztlich kommen sie zu dem Schluss, dass das staatliche De  nitionssystem „Poli-
tisch motivierte Kriminalität“ (PMK) gegenüber älteren an „Staatsschutz“ und 
„Extremismus“ orientierten De  nitionsansätzen politischer Gewalt bzw. Krimina-
lität und den entsprechenden polizeilichen Erfassungssystemen unzweifelhaft eine 
deutliche Verbesserung darstellt, aber das Erkennen entsprechender Motivlagen 
weiterhin erhebliche Anforderungen an die Analysekompetenz der Polizei stellt.

Samuel Salzborn geht der hochaktuellen Frage nach, welche Protestmotivation 
hinter der Teilnahme an Pegida-Demonstrationen zu identi  zieren ist – nämlich 
Egoismus und Demokratieferne – und diskutiert in diesem Kontext die jüngsten 
empirischen Ergebnisse. Danach geht er auf das Weltbild der Verschwörungsängs-
te und auf Strategien des Umgangs damit ein und postuliert, nicht den Forderungen 
der Demonstrantinnen und Demonstranten nachzugeben, sondern ihnen mit aller 
Entschiedenheit entgegenzutreten. Abschließend kommt er zu dem Fazit, dass der 
rassistische Ruf gegen eine „Islamisierung des Abendlandes“ in Wahrheit der Ruf 
nach einer antidemokratischen und autoritären Lösung eines Problems ist, das nur 
in den Ängsten und Phantasien seiner Anhänger besteht. 

Das vierte Kapitel wird dann mit dem Beitrag von Frank Schilden abgeschlos-
sen, der zum Ziel hat, den Mythos der alles dürfenden Satire mindestens zu relati-
vieren, zu erklären und in den entsprechenden Kontext zu rücken, um dann auf das 
Politische Kabarett näher einzugehen. Aus linguistischer Perspektive wird eine 
besondere Spielart kabarettistischer Vorträge am Beispiel der Thematisierung des 
„NSU“ aufgezeigt. Eine Re  exion über das aufklärerische und didaktische Poten-
zial von Kabarett schließt den Beitrag ab.
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Das Kapitel 5 stellt Analysen und Überlegungen zu Prävention und Intervention 
im Kontext von Rechtsextremismus vor. Dabei verschmelzen theoretische Über-
legungen zur Angemessenheit von Prävention mit der Analyse konkreter Präven-
tionsmodelle.

Kurt Möller eröffnet das fünfte Kapitel und verbindet seine im Kapitel 2 dar-
gelegten Überlegungen nun mit Empfehlungen für eine praktische Ausgestaltung, 
wie sie etwa im neu aufgelegten Bundesprogramm „Demokratie leben!“ angestrebt 
sind. Dafür zeichnet er Grundzüge des biogra  schen Aufbaus rechtsextremer Hal-
tungen nach, um vor diesem Hintergrund Schlussfolgerungen für eine nachhaltig 
wirksame Bearbeitung zu formulieren.

Daran anschließend stellt Franziska Schmidtke Vergleichsaspekte der von den 
Bundesländern formulierten Programme zur Auseinandersetzung mit Rechtsext-
remismus und Demokratieförderung vor. Sie erläutert die inhaltliche Bandbreite 
der verschiedenen Programme und überprüft kritisch die Verknüpfung von inhalt-
lichen Zielen und strukturellen Umsetzungen, sowie die Wirkfähigkeit der Pro-
gramme. 

Daniel Köhler greift aus der Vielfalt von Präventionsmaßnahmen die Ansät-
ze der „Deradikalisierung“ heraus. Er erklärt die theoretischen Hintergründe der 
Methode und analysiert vor dem Hintergrund internationaler Vergleichsfälle die 
praktische Umsetzung in Deradikalisierungsprogrammen. Diese ordnet er sche-
matisch und formuliert so Trends und Herausforderungen, die insbesondere der 
Weiterentwicklung und wissenschaftlichen Fundierung der deutschen Projekt-
landschaft dienen können. 

Reiner Becker formuliert in seinem Beitrag ein Plädoyer für die Einbeziehung 
der politischen Kultur im sozialen Nahraum bei der Erforschung der Ursachen 
für die Herausbildung einer rechtsextremen Szene. Er erläutert kenntnisreich Ebe-
nen und Wirkungsweisen der politischen Kultur für die Entwicklung rechtsextre-
mer Haltungen und leitet daraus Anforderungen für Maßnahmen der Prävention 
und Intervention ab. Schließlich untermauert er seine Argumentation durch einen 
Praxisbericht aus Hessen und zeigt anhand dessen die Bedeutung tradierter Vor-
urteilsstrukturen auf. 

Auch Wolfgang Beutel, Kurt Edler, Mario Förster und Hermann Veith ver-
binden ihre Fürsprache, hier für den Ansatz der Demokratiepädagogik als prä-
ventionswirksame Idee, mit konkreten Projektbeispielen. Sie entfalten die theo-
retischen Grundlagen der Demokratiepädagogik vor dem Hintergrund einer 
De  zitanalyse der Institution Schule und zeigen anhand von Praxisprojekten die 
vielfältige Einsetzbarkeit des Konzepts in verschiedenen Schulformen auf. Dieser 
Blick wird zudem ergänzt und erweitert durch eine Initiative des Kompetenzzen-
trums Rechtsextremismus an der Friedrich-Schiller-Universität Jena, in der alle 
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Bildungsbereiche aufgenommen sind und damit der Wirkungsbereich von Demo-
kratiepädagogik weiter ausgebaut wird. 

Daniel Geschke und Matthias Quent wenden sich schließlich der bisher wis-
senschaftlich unterbelichteten Opferperspektive zu und präsentieren eine quantita-
tive Untersuchung zur sekundären Viktimisierung von Opfern rechter Gewalt. Sie 
zeigen systematische Schwachpunkte im Umgang der Polizei mit den Betroffenen 
rechter Gewalt auf und tragen damit nicht nur zu einem wissenschaftlichen, son-
dern auch gesellschaftlich dringend notwendigen Diskurs bei. 

Schlussendlich wollen wir, die Herausgeberinnen und Herausgeber, uns bei all 
jenen bedanken, die am Zustandekommen des nun vorliegenden Band beteiligt 
waren. Unser Dank gilt natürlich zu allererst den Autorinnen und Autoren der fol-
genden Beiträge. Außerdem danken wir Lukas Erhard, Marius Meyer und Stepha-
nie Wohlt für die gründliche und schnelle Hilfe bei der manchmal nicht leichten 
Korrekturarbeit am Manuskript.

Bei der Stiftung für Technologie, Innovation und Forschung des Freistaates 
Thüringen bedanken wir uns für die  nanzielle Unterstützung bei der Publikation 
des vorliegenden Buches.

Das Buch erscheint als Band in der Reihe „Edition Rechtsextremismus“, die 
von Fabian Virchow und Alexander Häusler betreut und herausgeben wird. Ihnen 
danken wir für die Bereitschaft, auch unser Buch in dieser Reihe herauszubringen.

Mit Springer VS und dem Verlag für Sozialwissenschaften verbindet uns eine 
lange und gute Zusammenarbeit. Auch diesmal hat sich der Bund bewährt. Unser 
besonderer Dank gilt deshalb Herrn Jan Treibel und Frau Stefanie Loyal für die 
Hilfe beim Fertigstellen des Endmanuskripts.

Wir hoffen, dass sich die Leserinnen und Leser dieses Buches sowohl von der 
Pluralität der folgenden Beiträge als auch von den Differenzen zwischen den ein-
zelnen Beiträgen anregen lassen, um im Sinne der gelebten Demokratie die theo-
retische und praktische Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus und dem 
Rechtspopulismus fortzusetzen.

Wolfgang Frindte, Daniel Geschke, 
Nicole Haußecker & Franziska Schmidtke
Jena, im März 2015
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